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6 AZR 78/92
9 Sa 746/91 Niedersachsen

Im Hamen des Volkes!
Verkündet am 
17. Dezember 1992 Urteil
Bartel,Reg.-Obersekretärinals Urkundsbeamter In Sachen
der Geschäftsstelle

PP.

hat der Sechste Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 17. Dezember 1992 durch den Vor­
sitzenden Richter Dr. Peifer, die Richter Prof. Dr. Jobs und 
Dr. Armbrüster sowie die ehrenamtlichen Richter Fohrmann und
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Rose für Recht erkannt:
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1. Die Revision des beklagten Landes gegen das 
Urteil des Landesarbeitsgerichts NiederSachsen 
vom 28. November 1991 - 9 Sa 746/91 - wird zu­rückgewiesen.

2. Das beklagte Land hat die Kosten der Revision 
zu tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d  :

Die Parteien streiten darüber, ob das beklagte Land dem Klä­
ger ein pauschales Bewegungsgeld zahlen muß, wie es Polizei­
vollzugsbeamten gewährt wird.

Der Kläger ist seit 1982 als kriminaltechnischer Angestell­
ter in einem Fachkommissariat mit ausschließlich erkennungs­
dienstlichem Aufgabenbereich der Polizeidirektion H be­
schäftigt. Kraft einzelvertraglicher Bezugnahme findet auf das 
Arbeitsverhältnis der Bundes-Angestelltentarifvertrag (BAT) An­
wendung. Die Einsätze im Erkennungsdienst erfolgen überwiegend in 
Zweiergruppen. Hierbei arbeitet der Kläger zumeist mit einer Be­
amtin zusammen. Nach Art und Umfang entspricht seine Tätigkeit 
der der Polizeivollzugsbeamten des Kommissariats. Nennenswerte 
Unterschiede bestehen nicht. Nur die polizeilichen Befugnisse des 
zum Hilfspolizeibeamten des beklagten Landes bestellten Klägers 
reichen nicht soweit wie die der Beamten.

Die Polizeivollzugsbeamten im Fachkommissariat des Klägers 
erhalten ein pauschales Bewegungsgeld in Höhe von 50,00 DM monat-
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lieh. Die Zahlungen beruhen auf dem Runderlaß des Niedersächsi- 
schen Ministers des Innern vom 24. Oktober 1984 (ND MB1 1984, 
907). Dieser lautet, soweit vorliegend von Bedeutung, wie folgt:

"1. Bewegungsgeld
1.1 Die Polizeivollzugsbeamten im Kriminaldienst 

und die Beamten der Schutzpolizei/Wasser- 
schutzpolizei, die sich gemäß § 27 PolNLVO 
in der Unterweisung für die Kriminalpolizei 
befinden, erhalten zur Abgeltung der in die­
sem Dienst entstehenden besonderen Aufwen­
dungen als Aufwandsentschädigung ein Bewe­
gungsgeld.

1.2 Besondere Aufwendungen i.S. der Nr. 1.1 sind 
insbesondere Auslagen, die dem Kriminalbeam­
ten bei Ermittlungen, Fahndungen und der Be­
schaffung von Informationen (z.B. durch Be­such von Lokalen, Vergnügungsstätten) für 
die eigene Person und für Dritte erwachsen.
Hierzu gehören nicht Ausgaben, die aus den 
hierfür bestimmten Haushaltsmitteln beson­
ders erstattet werden (z.B. Nebenkosten bei 
Dienstreisen und Dienstgängen, Fernsprechge­
bühren, Geldzuwendungen an Dritte).

1.3 Ein pauschales Bewegungsgeld in der im Haus­
haltsplan festgesetzten Höhe erhalten die 
Polizeivollzugsbeamten im Kriminaldienst

1.3.4 der Fachkommissariate und Kriminalkommissa- 
riate mit Ausnahme der Kriminalkommissari­
atsleiter. "

Der Kläger hat die Auffassung vertreten, auch ihm stehe das 
pauschale Bewegungsgeld zu. Dies folge aus § 33 Abs. 1 Buchst, a 
BAT. Seine Tätigkeit stimme im wesentlichen mit der der Beamten 
seines Fachkommissariats überein. Er habe auch Mehraufwendungen, 
die dadurch entstünden, daß er Personen, die er am Tatort oder in 
der Dienststelle erkennungsdienstlich behandele, Zigaretten oder 
Getränke anbiete, um den Umgang mit ihnen einfacher und verläßli-
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eher zu gestalten. Auf einen Nachweis von Mehraufwendungen komme 
es nicht an. Auch von den Beamten des Fachkommissariats werde 
dies nicht verlangt.

Der Kläger hat beantragt

festzustellen, daß das beklagte Land verpflichtet 
ist, an ihn ab 1. Januar 1990 pauschales Bewe­
gungsgeld in Höhe von gegenwärtig 50,00 DM monat­
lich nach Maßgabe der Nr. 1.1.6 bis 1.7 des Rund­
erlasses des Ministers des Innern vom 24. Oktober 
1984 zu zahlen.

Das beklagte Land hat Klageabweisung beantragt und gemeint, 
es fehle an den Anspruchsvoraussetzungen. Die vom Kläger ange­
führten Aufwendungen seien vom Zweck seiner Tätigkeit im Erken­
nungsdienst nicht gedeckt, sondern nur menschlicher Natur oder 
nach Nr. 1.2 des Runderlasses ausgeschlossen. Außerdem seien Po­
lizeivollzugsbeamte, obwohl sie im erkennungsdienstlichen Bereich 
die gleichen Aufgaben erfüllten wie der Kläger, im Gegensatz zu 
diesem befugt, polizeiliche Aufgaben wie Ermittlungen und Fahn­
dungen vorzunehmen.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Auf die Beru­
fung des Klägers hat das Landesarbeitsgericht der Klage stattge­
geben. Mit der zugelassenen Revision erstrebt das beklagte Land 
die Wiederherstellung des erstinstanzlichen Urteils.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  :
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Die Revision hat keinen Erfolg.
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I. Das Landesarbeitsgericht hat angenommen, dem Kläger stehe 
nach § 33 Abs. 1 Buchst, a BAT i.V.m. dem genannten Runderlaß das 
pauschale Bewegungsgeld zu. Der Kläger habe Mehraufwendungen dar­
getan, die mit seiner Tätigkeit verbunden seien und die er habe 
für erforderlich halten können. Die Aufzählung besonderer Aufwen­
dungen in Nr. 1.2 des Runderlasses, wie sie Kriminalbeamten bei 
Ermittlungen, Fahndungen und der Beschaffung von Informationen 
entstünden, sei nur beispielhaft.

Dies ist revisionsrechtlich nicht zu beanstanden.

II. Der Kläger hat Anspruch auf Zahlung des pauschalen Bewe­
gungsgeldes, wie das beklagte Land es den Polizeivollzugsbeamten 
im Fachkommissariat des Klägers aufgrund des Runderlasses des 
Niedersächsischen Ministers des Innern vom 24. Oktober 1984 ge­
währt .

Nach § 33 Abs. 1 Buchst, a BAT erhält der Angestellte für 
die Zeit, für die ihm Vergütung (§ 26 BAT) zusteht, eine Zulage, 
wenn seine Tätigkeit mit Mehraufwendungen verbunden ist, die 
weder durch Reisekostenvergütung noch durch die Vergütung abge­
golten sind, und dem entsprechenden Beamten seines Arbeitgebers 
unter den gleichen Voraussetzungen und Umständen eine Zulage zu 
gewähren ist. Diese Anspruchsvoraussetzungen erfüllt der Kläger.

1. Der Kläger hat Mehraufwendungen, die das beklagte Land nicht 
in Abrede stellt. Er bietet Personen, die er am Tatort oder in 
der Dienststelle erkennungsdienstlich behandelt, Zigaretten und
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gelegentlich auch Getränke wie Kaffee oder Cola an. Diese Erfri- 
schungs- oder Genußmittel werden vom Arbeitgeber weder bezahlt 
noch für diesen Zweck zur Verfügung gestellt, da sie nicht zur 
Erledigung der Dienstgeschäfte notwendig sind. Durch ihre Hingabe 
will der Kläger aber nach eigenem - von dem beklagten Land nicht 
bestrittenen - Vorbringen den Umgang mit den erkennungsdienstlich 
zu behandelnden Personen vereinfachen und Kontakte zu ihnen offe­
ner und aufgeschlossener gestalten. Deshalb handelt es sich dabei 
um Mehraufwendungen i.S. des § 33 Abs. 1 Buchst, a BAT. Auf ihre 
Notwendigkeit kommt es nicht an. Insoweit fehlt es im Wortlaut 
der Tarifnorm, wie auch im Runderlaß, an einem Anknüpfungspunkt.

Die Mehraufwendungen des Klägers sind auch nicht durch die 
Vergütung (§ 26 BAT) abgegolten. Die monatliche Vergütung dient 
der Bestreitung des Lebensunterhalts des Angestellten; die hier 
in Rede stehenden Aufwendungen entstehen durch die Dienstaus­
übung . Sie sind nicht dem privaten Lebensbereich zuzurechnen, da 
der Kläger sie ausschließlich zu dienstlichen Zwecken tätigt.

2. Für diese Mehraufwendungen gewährt das beklagte Land den Be­
amten, die dem Kläger entsprechen, unter den gleichen Vorausset­
zungen und Umständen das pauschale Bewegungsgeld nach dem genann­
ten Runderlaß.

a) Die Polizeivollzungsbeamten im Kriminaldienst sind dem Klä­
ger entsprechende Beamte i.S. des § 33 Abs. 1 Buchst, a BAT.

Wann Beamte und Angestellte im Sinne dieser Tarifnorm einan­
der entsprechen, läßt sich nur nach Sinn und Zweck der Norm be-
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antworten (BAG Urteil vom 3. Mai 1983 - 3 AZR 41/81 - AP Nr. 8 zu 
§ 33 BAT, zu 2 b der Gründe). Ungeachtet der unterschiedlichen 
Rechtsstellung der Bediensteten soll die Vorschrift eine Gleich­
behandlung der Angehörigen des öffentlichen Dienstes bei der Ge­
währung von Zulagen für Mehraufwendungen gewährleisten. Im Ein­
zelfall darf nicht nach sachfremden oder willkürlichen Merkmalen 
unterschieden werden. Identische oder nahezu identische Tätigkeit 
ist nicht erforderlich; es genügt eine Ähnlichkeit im Sinne einer 
Vergleichbarkeit der Funktionen (BAG, aaO). Bei diesem Verständ­
nis des Merkmals "entsprechend" soll der Hinweis auf den entspre­
chenden Beamten nur verhindern, daß nicht Bedienstete in staatli­
chen Stellen mit ganz unterschiedlichen Funktionen verglichen 
werden.

Die Aufgabenkreise der Polizeivollzugsbeamten und der Ange­
stellten im Fachkommissariat Erkennungsdienst bei der Polizeidi­
rektion H decken sich im wesentlichen, wenn auch nicht
vollständig. Die Polizeivollzugsbeamten sind somit im Verhältnis 
zum Kläger "entsprechende Beamte" im Sinne der Tarifnorm.

Nach den Feststellungen des Landesarbeitsgerichts, an die 
der Senat gebunden ist, entspricht die Tätigkeit des Klägers nach 
Art und Umfang der Tätigkeit der Polizeivollzugsbeamten des Fach­
kommissariats Erkennungsdienst. Nennenswerte Unterschiede beste­
hen nicht. Da das beklagte Land unter diesen Voraussetzungen und 
Umständen den Beamten ein pauschales Bewegungsgeld gewährt, hat 
der Kläger nach § 33 Abs. 1 Buchst, a BAT ebenfalls einen An­
spruch auf die Leistung.
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b) Dem steht nicht entgegen, daß nach dem Vortrag des beklagten 
Landes in den Vorinstanzen die Polizeivollzugsbeamten anders als 
die Angestellten des ermittlungstechnischen Dienstes zu weiteren 
polizeilichen Aufgaben herangezogen werden. Dadurch werden die 
Funktionen beider Bedienstetengruppen in ihrer Vergleichbarkeit 
nicht beeinträchtigt. Das Landesarbeitsgericht hat festgestellt, 
daß solche nichterkennungsdienstlichen Tätigkeiten nur ganz spo­
radisch von den Beamten des Fachkommissariats, in dem der Kläger 
beschäftigt ist, wahrgenommen werden. Diese Feststellung hat das 
beklagte Land nicht mit einer Verfahrensrüge (§ 554 Abs. 3 Nr. 3 
Buchst, b ZPO) angegriffen. Der Senat ist deshalb gemäß § 561 
Abs. 2 ZPO an sie gebunden.

III. Die Kostenentscheidung beruht auf § 97 Abs. 1 ZPO.

Fohrmann Rose
Dr. Peifer Dr. Jobs Dr. Armbrüster
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